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eines pflichtverletzenden Verhaltens des Werktätigen erweist und das Ergebnis dieser Prü­
fung im Urteil überzeugend darzulegen.

3. Zum Verschulden

Die Feststellung der Ursächlichkeit des pflichtwidrigen Verhaltens des Werktätigen für 
den eingetretenen Schaden reicht aber nicht aüs, seine materielle Verantwortlichkeit zu 
begründen. Hinzukommen muß ein Verschulden in Form des Vorsatzes oder der Fahr­
lässigkeit (§§112 Abs. 2, ИЗ Abs. 1, 114 Abs. 1 Gesetzbuch der Arbeit), da es keine mate­
rielle Verantwortlichkeit der Werktätigen ohne Verschulden gibt.

Es genügt jedoch nicht, wenn das Arbeitsgericht allgemein feststellt, daß der Werktätige 
„schuldhaft“ gehandelt hat. Schon wegen des davon abhängenden verschiedenen Umfanges 
der materiellen Verantwortlichkeit ist genau festzustellen, ob Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
vorliegt. Wegen des in einer richtigen Verschuldensfeststellung liegenden konkreten Vor­
wurfs hat dies auch große erzieherische Bedeutung.

Ob der Werktätige wegen fahrlässiger oder vorsätzlicher Schadensverursachung mate­
riell verantwortlich ist, hängt von der Feststellung ab, mit welcher Form des Verschuldens 
er unter Verletzung seiner Arbeitspflichten im Hinblick auf die Schadenszufügung gehan­
delt hat. Es entspricht nicht dem Gesetz, das als Voraussetzung für den Eintritt der materiel­
len Verantwortlichkeit erforderliche Verschulden des Werktätigen auf die Verletzung der 
Arbeitspflichten zu beziehen, wie es einige Arbeitsgerichte getan haben. Das führt unter 
anderem zu dem rechtlich nicht zu vertretenden Ergebnis, daß die Schuldform, in welcher 
die Pflichtverletzung begangen wurde, mit der Schuldform gleichgesetzt wird, in welcher 
der Schaden verursacht wurde. Es ist durchaus möglich, daß eine schuldhafte Pflichtver­
letzung festgestellt wird, ohne daß der Werktätige im Hinblick auf den eingetretenen 
Schaden schuldhaft gehandelt hat. Ebenso ist es möglich, daß Pflichtverletzung und Scha­
den in verschiedenen Schuldformen herbeigeführt wurden.

Das Gesetzbuch der Arbeit geht davon aus, daß jeder Werktätige nur nach dem Grad 
seines persönlichen Verschuldens materiell verantwortlich gemacht werden kann. Die Be­
achtung dieses Grundsatzes ist von größter Bedeutung für die Erfüllung der Forderungen 
der Programmatischen Erklärung und des Rechtspflegebeschlusses des Staatsrates.12 Dem­
entsprechend hängen die Differenzierung des Betrages des Schadenersatzes bis zur Höhe 
eines monatlichen Tariflohnes bei fahrlässiger Schadensverursachung (§113 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 109 Abs. 2 Gesetzbuch der Arbeit) und die Prüfung, in welchem Umfang 
der Betrieb bei vorsätzlicher oder fahrlässiger Schadenszufügung auf die Geltendmachung 
des Schadenersatzanspruches verzichten kann (§115 Abs. 4 Gesetzbuch der Arbeit), 
wesentlich von einer richtigen Beurteilung des Verschuldens — und zwar der Form und 
dem Grade nach — ab. Das ist zugleich aber die Voraussetzung dafür, daß die Bestimmun­
gen über die materielle Verantwortlichkeit mit größtem erzieherischem Erfolg angewendet 
werden.

Der Werktätige steht für den von ihm fahrlässig verursachten Schaden, höchstens aber 
bis zum Betrag seines monatlichen Tariflohnes ein. Die Schadenersatzsumme ist nach der 
Gesamtheit aller Umstände (§ 109 Abs. 2 Gesetzbuch der Arbeit) einschließlich der volks­
wirtschaftlichen Auswirkungen des Schadens festzusetzen.

Die Minderung'des von dem Werktätigen zu leistenden Schadenersatzes ist insbesondere 
gerechtfertigt, wenn er bisher seine Arbeitspflichten gewissenhaft erfüllt hat und sein nun­
mehr rechtlich zu beurteilendes Verhalten allen bekannten Merkmalen nach auf eine ein-
12. Vgl. hierzu Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik über die weitere Entwick­

lung der Rechtspflege vom 30. 1. 1961 (GBl. I S. 3).
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